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56,8 Prozent der Stimmenden haben
die kantonale Steuervorlage nach
einem intensivenAbstimmungskampf
gutgeheissen. Doch so deutlichwie im
GrossenRat, wo SVP, FDP,Mitte, GLP
und EDU die Vorlage gegen SP, Grüne
undEVPdurchsetzten, ist dasErgebnis
derAbstimmungnicht ausgefallen. Sil-
van Hilfiker, Präsident der FDP-Frak-
tion im Grossen Rat, der die Vorlage
wesentlichmitgeprägthat, ist trotzdem
zufrieden: «Inden letztenWochen, als
dasNein-Komitee invielenGemeinden
Flyer verteilt hat, wurde ich schon
etwas nervös. Die Gegner haben eine
guteKampagnegemacht.Entscheidend
ist aber, dasswirmit unserengutenAr-
gumenten die Mehrheit überzeugen
konnten, nämlichdass ein tieferer und
einheitlicher Firmensteuersatz Sinn
macht.»Dazu gehöre, soHilfiker, dass
jetzt auchderKrankenkassenabzugbei
den Steuern steige und künftig auch
automatisch angepasst werde.

Peter Gehler, Mitglied im Pro-Ko-
mitee und Vizepräsident der Aargaui-
schen Industrie- undHandelskammer
(AIHK), ist ob des vergleichsweise
knappen Abstimmungsresultats nicht
überrascht: «IndenGemeindenhaben
viele Bedenkenträger vor der Vorlage
gewarnt, und viele haben aus reiner
Vorsicht Nein gestimmt, selbst wenn
ihreGemeindefinanziell gut dasteht.»
DieErwartung, dass sichdas Schicksal
der Vorlage in den Gemeinden ent-
scheide, habe sicherfüllt: «Ichbin sehr
erleichtert und froh, dasswirmit unse-
renArgumentendurchgedrungensind,
dass wir jetzt den Makel, bei den Fir-
mensteuern auf den letzten Plätzen zu
sein, abschütteln können und ins Mit-
telfeld vorrücken. Das hilft uns ent-
scheidend im interkantonalenWettbe-
werb umgute Steuerzahler.»

Nein-Komitee:Dezidiert gegen
jeglicheLeistungskürzungen
SP-Grossrätin Carol Demarmels vom
Nein-Komitee ist über das Ja zumkan-
tonalen Steuergesetz natürlich ent-
täuscht.Es freut sie aber,«dassdieVor-
lageauchweit bis insbürgerlicheLager
abgelehntwurde.Das ist einklaresZei-
chen,dassdieBevölkerungnichtbedin-
gungslos Steuergeschenke für die
reichstenFirmenwill.DieVorlagekam
nurdurch,weil dieBürgerlichendiesen
‹Steuerbschiss› mit dem Zückerchen
des Versicherungsabzugs versüsst ha-
ben».Mit ihrerKampagne sei es gelun-
gen, der Bevölkerung klar zu machen
wasder«Bschiss» sei, nämlichdass sie
am Ende für die Firmensteuerausfälle
aufkommenmüsse.

«Wirwerdendezidiert jeglicheVer-
suche von Leistungskürzungen auf-
grundderRevisionbekämpfen, sei das
inderBildung, inderPflegeoder inder
Klimapolitik», kündigtDemarmels an.
Sie befürchtet, dass der Bevölkerung
aufgrund der Vorlage Leistungsabbau
undhöhereSteuerndrohen:«Wirwer-
denaufdieAussagenderBefürworten-
den und der Regierung pochen, man
könne sich diese Vorlage leisten. Um
ihre Behauptungen zu überprüfen,
braucht es zwingend einMonitoring.»

SelinaEgger,Geschäftsführerinvon
Arbeit Aargau und Mitglied im
Nein-Komitee, ist ebenso enttäuscht.
Es freut sie aber, «dass 44 Prozent die
Vorlagedurchschautundabgelehntha-
ben,alsoweitmehralsdieWählerschaft
vonSP,GrünenundEVP.Das ist einEr-
folg im Misserfolg». Für sie ist klar:
«Wäre separat überdieFirmensteuern

abgestimmt worden, wäre dieses
Steuergeschenkniemals durchgekom-
men.» Egger bedauert das Ja umso
mehr, als wegenVorgaben derOrgani-
sation für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit undEntwicklung (OECD)«Kan-
tone mit tieferen Sätzen die Firmen-
steuernwieder auf 15Prozent anheben
müssen». Da hätte der Aargau besser
alles daran gesetzt, so Egger, «sich bei
anderen, ebenso wichtigen Standort-
faktoren zuverbessern, so etwamitder
Bekämpfung des Fachkräftemangels,
mit mehr Mitteln für Ausbildung,
Gesundheit, sozialenAusgleichund für
bezahlbare Kindertagesstätten».

FreudeundErleichterung
beimFinanzdirektor
Freude dominiert hingegen beim aar-
gauischen Finanzdirektor Markus
Dieth: «Wir sind sehr froh, auch weil
die Abstimmung in einem nicht einfa-
chenUmfeldstattgefundenhat.»Meint
er denUkraine-Krieg?DieArbeiten an
der Vorlage hätten vor der Corona-
pandemie begonnen, erinnert Dieth:
«DiesebrachtegrosseUngewissheiten,
auch zu den finanziellen Auswirkun-
gen. Jetzt, da Corona mindestens vor-
läufig überwunden scheint, kam der
Ukraine-Krieg dazu. Ich verstehe gut,
dassdiesdieMenschenverunsichert.»

Dennoch habe er mit einem Ja an
der Urne gerechnet, sagt Dieth, «weil
die Haushaltssanierung klar abge-
schlossen ist, der Kanton fünfmal hin-
tereinander schwarzeZahlengeschrie-
ben hat, wir über 1 Milliarde Franken
Schulden abzahlen konnten und mitt-

lerweileüber 700MillionenFranken in
der Ausgleichsreserve haben. Wir ste-
hen auf einem soliden finanziellen
Fundament, sindgutgerüstet».Zudem
hätten die Gemeinden letztes Jahr 10
bis 15Prozent besser abgeschnittenals
in den Prognosen: «Mit unseren
Berechnungen konntenwir aufzeigen,
dasssie trotzSteuersenkungamSchluss
dank Bevölkerungswachstum und
WachstumdesVolkseinkommensmehr
Steuereinnahmenhabenwerden.Nicht
so viel wie ohne Steuersenkung,
abermehrals vorher.Es istwirklicheine
Vorlage für alle. Damit profitieren im
AargauallevonderStärkungdesWohn-
undWirtschaftskantons.»

Befürworter jubeln, Gegnerinnen warnen
Der Souverän heisst die Steuervorlage gut, womit auch der Krankenkassenabzug erhöht wird.Was Sieger und Verliererinnen sagen und wo die nächste Steuerbaustelle wartet.

Das bürgerliche Pro-Komitee wartete das Abstimmungsresultat in Aarau im Gebäude der Aargauischen Industrie- und Handelskammer ab. Als das Ja feststand, wurde hier angestossen. Bild: Alexander Wagner

BeimNein-Komitee ausSP,Grünen, EVPundGewerkschaften freuteman sich, dass
auch viele Bürgerliche die Vorlage abgelehnt haben. Bild: Alexander Wagner

Die nächste Steuerdebatte steht im Aargau schon bald an
120 Millionen Als Nächstes steht eine
Vorlage des Kantons an, die 2024 eine
Neuschätzung der Immobilien sowie
eine Anpassung des Eigenmietwerts
unddamitMehreinnahmen fürKanton
und Gemeinden von 120 Millionen
Franken bringt. Silvan Hilfiker, FDP-
Fraktionschef imGrossenRatundMit-
glied des Ja-Komitees zur Steuervor-
lage vom 15. Mai, kündigt jetzt schon
an: «Ich werde mich dafür einsetzen,
dass dieseMehreinnahmendann über
einen tieferenSteuerfuss andieBevöl-
kerung rückerstattet werden.»

Die kommenden Erhöhungen bei
derNeuschätzung seienabsolut richtig
und nötig, betont Carol Demarmels,

SP-Grossrätin und Mitglied des Nein-
Komitees bei der gestrigen Steuervor-
lage:«Eigenheimbesitzendehaben laut
Verwaltungsgerichtsentscheid syste-
matischzuwenigSteuernbezahlt.Mie-
terinnen hingegen schweizweit allein
imJahr2021 fast 10Milliardenzuviel.»
Darüber,wasmit demGeldgeschehen
soll,werdemanzugegebenerZeit ent-
scheiden: «Völlig inakzeptabel wäre,
wasbürgerlicheStimmenschon forder-
ten, es ausschliesslichdenHausbesitz-
enden zurückzuerstatten.»

Wie reagiertFinanzdirektorMarkus
Dieth auf die Forderung, diese Mehr-
einnahmenandieBevölkerungzurück-
zugeben?ManhabeebendieAnhörung

zudieserVorlagegestartet, sagt er.Die
jetzigeRegelung sei nicht verfassungs-
konform. Das zeige ein Urteil des Ver-
waltungsgerichts: «Wir haben bereits
gesagt, dass sichmit denMehreinnah-
menausdemSchätzungswesenHand-
lungsspielraum für Kanton und Ge-
meinden ergibt. Die Debatte über die
Verwendung dieser Einnahmen wer-
denwir führen, wenn es soweit ist.»

Die Regierung sei an der Erarbei-
tung eines Planungsberichts für eine
Steuerstrategie, die zahlreicheAspekte
ganzheitlich berücksichtige. Dieth:
«Wir werden den Planungsbericht zur
Steuerstrategiebaldvorstellenundmit
demParlament diskutieren.» (mku)
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Stimmbeteiligung: 37,55%
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Kanton Aargau Resultate Steuervorlage

Die Linke überzeugte kaum über ihr Lager hinaus
SP, Grüne undEVP vermochten imAargau zumobilisieren, verloren aber denKampf gegen die Steuervorlage.

MarkWalther

Datenanalyse Tiefere Firmensteuern
und ein höherer Versicherungsabzug
für natürliche Personen:DasAargauer
StimmvolkhatdieSteuergesetzrevision
mit 56,8 Prozent Ja-Anteil angenom-
men (siehe Artikel links). Das ist eine
Niederlage für SP, Grüne und EVP, die
die Vorlagemittels Referendumandie
Urne gebracht hatten.

Die Warnung des Nein-Komitees
vorMillionenausfällen fürGemeinden
und Steuererhöhungen für die Bevöl-
kerung vermochtenurwenigeAbstim-
mende ausserhalb des eigenen Lagers
zuüberzeugen. Inbürgerlichdominier-
ten Gemeinden fand die Vorlage eine
komfortableMehrheit von60Prozent.
In den Gemeinden mit dem höchsten
Anteil Linkswählenden waren es mit
53 Prozent immer noch mehr als die
Hälfte. Das zeigt eine Auswertung der
Ergebnisse aller 200Gemeinden.

Besonders bitter für die Linke: Die
Stimmbeteiligung lag in ihren Stamm-
landen fünfProzentpunktehöher (rund
41Prozent) als indenanderenGemein-
den (36 Prozent). Es gelang ihr offen-
sichtlich, in einemgewissenMasse für
ihr Anliegen zu mobilisieren. Doch es

reichte nicht. Nicht einmal die grösse-
renStädtewarenauf ihrerLinie –Aarau
sagte mit rund 52 Prozent Ja, Baden
stimmtemit 54 Prozent zu.

In einer grobenTendenz zeigt sich:
Je bürgerlicher in einer Gemeinde ge-
wähltwird,destohöherwardieZustim-
mung zum Steuergesetz. Abgelehnt
wurde die Vorlage nur in 31 Gemein-
den. Darunter hat es allerdings auch
solche, die strammbürgerlichwählen.

In einer Mitteilung zeigt sich das
Nein-Komitee denn auch enttäuscht
über das Ja zur Steuervorlage: «Die
Strategie,dieFirmensteuernzusenken,
indemderBevölkerunggleichzeitigdas
‹Zückerli› einer kurzfristigen Steuer-
erleichterung angeboten wird, hat lei-
der funktioniert.»

MindereinnahmenfürGemeinden
spieltennureinekleineRolle
DieAnnahmederSteuervorlagebedeu-
tet für einige Gemeinden, dass sie in
den nächsten Jahren deutlich weniger
Steuern einnehmen, als es ohne diese
Revision der Fall wäre. Die Stimmbe-
rechtigten massen diesem Umstand
aber nur vereinzelt Gewicht bei. Zwi-
schenderHöhederMindereinnahmen
undderZustimmungzumSteuergesetz

ist indenGemeindenkein statistischer
Zusammenhang erkennbar.

Spreitenbach sagte etwa deutlich
Ja zur Vorlage, obwohl die Gemeinde
anteilsmässigdiehöchstenMinderein-
nahmenwirdverkraftenmüssen.Auch
Mägenwil stimmte der Revision trotz
grosser Betroffenheit klar zu.

In Spreitenbach ging trotz der bri-
santenAusgangslagenureinViertel der
Stimmberechtigten an die Urne – das
ist der tiefsteWert aller Gemeinden.

MancherortswarderRespekt
voreinerSteuererhöhunghoch
Leibstadthingegenverwarf die Steuer-
vorlageknapp.DieZurzibieterGemein-
dewirdgemässPrognosendesKantons
anteilsmässig die zweithöchsten Min-
dereinnahmen hinnehmen müssen.
Gemeindeammann Hanspeter Erne
befürchtet aber, der Kanton rechne zu
optimistisch.MitteApril sagteergegen-
über der AZ: «Aktuell rechnen wir
damit, dasswir bei einerAnnahmeder
RevisiondieSteuernab2027oder2028
erhöhenmüssen.»Wohl unter diesem
Eindruck sagte eine knappe Mehrheit
in LeibstadtNein.

DasselbeBild zeigt sichauch inKöl-
liken. Der Gemeinderat der Suhrenta-

ler Gemeinde warnte öffentlich vor
einer SteuererhöhungundeinemLeis-
tungsabbau –promptwurdedieSteuer-
vorlage dort verworfen.

Die höchste Zustimmung zum
Steuergesetz kam in Sins zu Stande: 77
Prozent. Es folgen Arni (74 Prozent)
und Dietwil (71 Prozent). Am tiefsten
war die Zustimmung in Niederlenz
(39,5 Prozent), Mellikon (41 Prozent)
undAmmerswil (42 Prozent).

NurzweiVolksbegehrenklarer
angenommenalsAmtsenthebung
AlleGemeindensagten Ja zurAmtsent-
hebungs-Initiative (siehe dazu auch
Seite 23), amstärkstenBremgarten (92
Prozent), Bergdietikon (91 Prozent)
undArni (90Prozent). InWilibergwar
der Ja-Anteil mit rund 63 Prozent am
kleinsten, aber immer noch hoch.

Insgesamt ist dieAmtsenthebungs-
Initiativedas21. kantonaleVolksbegeh-
ren, das vomStimmvolk angenommen
wurde. Der Ja-Anteil von 84,3 Prozent
ist eines der klarsten Ergebnisse. Erst
zwei Volksinitiativen wurden im Aar-
gaudeutlicher angenommen,darunter
die allererste: Die Revision der Juden-
gesetzgebung im Jahr 1862 hiessen
88,3 Prozent der Stimmenden gut.

Das bürgerliche Pro-Komitee wartete das Abstimmungsresultat in Aarau im Gebäude der Aargauischen Industrie- und Handelskammer ab. Als das Ja feststand, wurde hier angestossen. Bild: Alexander Wagner

www.
Die interaktive Karte mit den Resultaten
jeder Gemeinde: aargauerzeitung.ch

56,8
Prozent der Stimmenden

sagten Ja zum Steuergesetz.

18,6%
beträgt der Steuersatz für
Firmen mit Gewinnen über
250000 Fr. heute noch.

1300
Unternehmen werden im

Aargau von der Senkung der
Gewinnsteuer profitieren.

15,1%
beträgt der neue Satz für
diese Unternehmen, die

Senkung erfolgt stufenweise.

21
Jahre war der Versicherungs-
abzug unverändert, jetzt wird
er um 50 Prozent erhöht.
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